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Deutscher Bund und Kaiserreich
Peter Steinbach

Reformen und Wiener Kongress
Die Auflösung und Umformung des seit
dem Mittelalter bestehenden „Heiligen
Römischen Reiches Deutscher Nation“
begann mit dem Siegeszug Napoleons. Er
hatte in Frankreich Verwaltungsrefor-
men begonnen, die Vereinheitlichung
des Rechtswesens eingeleitet und als
durch ein Plebiszit legitimierter „Kaiser
der Franzosen“ die Erwartung geweckt,
er werde als Staatsmann Europa verän-
dern. Er wollte die von der glorreichen
französischen Armee besiegten Länder
in ein neues napoleonisches Staatensy-
stem einfügen. Deutsche Staaten, darun-
ter Preußen, hatten sich am 2. Koaliti-
onskrieg gegen Frankreich beteiligt und
waren daraufhin zur Abtretung ihrer
linksrheinischen Gebiete gezwungen
worden.

Preußen, Baden, Württemberg und
Bayern wurden reichlich für ihre links-
rheinischen Verluste entschädigt, und
zwar mit Gebieten, die durch den
Reichsdeputationshauptschluss und die
Mediatisierung von 1803/06 ihre Selb-
ständigkeit verloren hatten; das waren
v.a. ehemalige Fürstbistümer, Reichs-
städte und kleinere Territorien. Ein Er-
gebnis dieser Veränderungen war der sä-
kularisierte und zentralisierte Staat. Vor
allem Bayern nutzte die sich durch Na-
poleon bietenden Chancen zur Reform
und fand einen eigenen Weg. Montge-
las, der führende Minister, schuf eine
straffe und einheitliche Verwaltung, ver-
anlasste aber auch seinen König, eine
Verfassung zu gewähren und die Kirche
in den Staat einzugliedern.

Ganz anders verlief der preußische
Weg der Reform. Zwar gab es auch hier
weit zurückgehende Reformansätze. Der
totale militärische Zusammenbruch im
Frieden von Tilsit 1807 nahm Preußen
alle Gebiete zwischen Rhein und Elbe
und einige östliche Besitzungen, darun-
ter Danzig. Preußen wurde zu einer von
französischen Truppen besetzten Mittel-
macht, die außerordentlich hohe Kontri-
butionen aufzubringen hatte.

Die „preußischen Reformen“ knüpften
an Reformvorhaben des „aufgeklärten
Absolutismus“ an. Neue Wehrgesetze,
die Verkündigung der Gewerbefreiheit,
eine nachwirkende Bildungs- und Hoch-
schulpolitik sowie die Einführung städti-
scher Selbstverwaltung und die Etablie-
rung einer staatlichen Kreisverwaltung
stärkten nicht nur die Bürokratie, son-
dern das ganze Land. In der deutschen
Öffentlichkeit wurde Preußen so zur gei-
stigen Vormacht, zur Verkörperung einer
engen Verbindung zwischen Staatsver-
waltung, Gesellschaft und Nation. Als
sich die europäischen Mächte gegen Na-
poleon wandten und seine Niederlagen
in Russland militärisch nutzten, indem
sie ihn 1813 in der Völkerschlacht bei

Leipzig unterwarfen, war Preußen auf der
Seite der Sieger und ging moralisch ge-
stärkt aus seiner Niederlage von 1807
hervor.

Napoleons Ende schuf die Vorausset-
zung für eine europäische Neuordnung.
Sie wurde auf dem Wiener Kongress
1815 besiegelt und hielt fast ein Jahr-
hundert. Der Wiener Kongress hatte
nicht nur große Bedeutung für die Rolle,
welche die deutschen Staaten in der eu-
ropäischen Politik spielten, sondern er
bestätigte die unter Napoleon entstande-
ne Umgestaltung des deutschen Viel-
staatensystems. Die territorialen Bestim-
mungen des Westfälischen Friedens von
1648 wurden endgültig aufgehoben, und
damit veränderte sich das Aussehen
Deutschlands auf der europäischen
Landkarte. Neben zwei deutschen Groß-
mächten – Preußen und der österrei-
chisch-ungarischen Doppelmonarchie –
entstanden mittelgroße Staaten, darun-
ter Baden und Württemberg im Südwe-
sten, Bayern als ältester deutscher Staat,
wie auch Sachsen. Die deutschen Staa-
ten bildeten den Deutschen Bund und
verteidigten mit dem Metternichschen
System ein kunstvoll ausgeglichenes
Stimmenverhältnis in der Frankfurter
Bundesversammlung als politischem
Zentrum. Die Herrscher hatten, ge-
schockt durch Napoleons Siege, politi-
schen Wandel und sogar eine „landstän-
dische Verfassung“ versprochen, verfolg-
ten aber nach 1815 vor allem restaurati-
ve Ziele.

Vom Deutschen Bund zum
Deutschen Reich
Repräsentiert wurde Deutschland als
Konglomorat vieler Einzelstaaten in der
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts durch
den Deutschen Bund. Dies war ein Staa-
tenbund, den Landesherren 1815 gebil-
det hatten, ohne Oberhaupt und Volks-
vertretung. Sein Kennzeichen waren
souveräne Staaten, die einen starken Re-
gionalismus deutscher Politik zur Folge
hatten. Der Deutsche Bund gründete
sich nicht zuletzt auf dynastische Tradi-
tionen und die konfessionellen Gegen-
sätze, die auf die Reformationszeit und
die Gegenreformation zurückgingen. Ein
wichtiger Impuls für die Einheit ging da-
gegen von der Steuer- und Handelspoli-
tik und dem Zollverein aus.

In der Revolution von 1848 spitzten
sich die soziale, die konstitutionelle und
die politische Frage erstmals so zu, dass
ein deutscher Einheitsstaat denkbar
schien. Mit einer modernen Verfassung,
die bereits einen Grundrechtskatalog
und ein allgemeines und gleiches, gehei-
mes und direktes Wahlrecht enthielt und
die Bildung einer deutschen Zentralge-
walt vorsah, wurde die Lösung der „deut-
schen Frage“ durch eine politische Revo-
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lution angestrebt. Weil es der Frankfurter
Nationalversammlung nicht gelang, das
monarchische Prinzip durch den Grund-
satz der Volkssouveränität zu ersetzen,
und die Vertreter der alten Gewalten die
revolutionären Bestrebungen zurück-
drängten, scheiterte die Revolution 1849.
Die Anziehungskraft eines deutschen
Nationalbewusstseins konnten die deut-
schen Landesherren aber nicht mindern
– seit den Befreiungskriegen bestimmte
die Frage der deutschen Einheit zunächst
als Kulturnation, zunehmend als Wirt-
schafts- und Verkehrsnation, bald auch
als politisch-staatlich verfasste Nation
die öffentliche Debatte. Die deutsche

Gesellschaft bekannte sich nur künstle-
risch zur sprichwörtlichen Ruhe des Bie-
dermeiers; politisch war ihr Kennzeichen
eine ständige Bewegung. Proteste, Peti-
tionen, auch Anschläge und Demonstra-
tionen machten deutlich, dass Deutsch-
land verfassungspolitisch im Umbruch
war. Hinzu kamen soziale Konflikte als
Begleitumstände einer sozialen Frage,
die sich vor allem auf die Integration der
Unterschichten als Pöbel, als Proletariat
oder als Vierter Stand richtete.

In der sich anschließenden Reaktions-
zeit entstand ein selbstbewusstes und
wirtschaftliches Bürgertum; überdies er-
wuchs in der Arbeiterschaft eine eigen-
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ständige politische Kraft. Entscheidend
wurde aber der Versuch Preußens, die
Führung bei der „Reichseinigung“ zu
übernehmen. Bismarck löste den preußi-
schen Verfassungskonflikt, gewann die
öffentliche Meinung durch die Gewäh-
rung des allgemeinen Wahlrechts und
machte Preußen durch die Gebietsge-
winne im deutsch-dänischen und preu-
ßisch-österreichischen Krieg zur deut-
schen Vormacht. Die der deutschen Ein-
heit vorangehenden Kriege wurden
Grund für die Behauptung, Blut und Ei-
sen hätten die deutsche Einheit geschaf-
fen. Der um die Thronfolge in Spanien
ausbrechende deutsch-französische Krieg

(1870/71) wurde mit der Proklamation
der deutschen Einheit und der Gründung
des Deutschen Reiches 1871 beendet.

Wie wichtig sind Revolutionen?
Ob Revolutionen unerlässlich sind, um
Gesellschaften grundlegend zu verän-
dern, ist eine nicht leicht zu beantwor-
tende Frage der Geschichte. Deutsch-
land zumindest gilt als Beispiel für eine
Entwicklung, in der sich umstürzende
Veränderungen ohne Revolution durch-
gesetzt haben. Vor allem im 19. Jahrhun-
dert veränderte sich Deutschland grund-
legend: Die Verstädterung als Folge der
Industrialisierung und Binnen- �
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wanderung, die Verabschiedung von Ver-
fassungen und die Entstehung eines deut-
schen Nationalstaates geben der deut-
schen Geschichte im 19. Jahrhundert
prägnante Konturen. Andererseits gilt die
deutsche Geschichte wegen eines glü-
ckenden Föderalismus als bemerkenswert.
So bleibt das Bild der deutschen Vergan-
genheit widersprüchlich. Die Entstehung
der „kapitalistischen Gesellschaft“ gilt
den einen als Ausdruck des „bürgerlichen
Zeitalters“, anderen als „unvollendeter
Nationalstaat“ (SCHIEDER) oder als „ver-
spätete Nation“ (PLESSNER).

Das Urteil über den Charakter der
Epoche hängt immer von der Bedeutung
ab, die man Revolutionen zuschreibt.
Als gewaltsame Umwälzungen, die sich
auf Massen stützen und auf den Sturz der
politischen Führung zielen, zugleich die
Struktur der Gesellschaft verändern und
das historisch entstandene Privilegiensy-
stem zerstören, die Verteilung des Pri-
vateigentums berühren und die Säkulari-
sierung vorantreiben, gelten vor allem
jene Revolutionen, welche die „moderne
Gesellschaft“ hervorbringen. Ihr Kenn-
zeichen ist die Überwindung der ständi-
schen Gesellschaftsstruktur durch Aner-
kennung von Leistung und die Eröffnung
von Aufstiegschancen aufgrund von Bil-
dung und beruflichen Qualifikationen,
die Entstehung eines freien Marktes so-
wie die Zunahme der sozialen und räum-
lichen Mobilität, die das Bildungswachs-
tum begünstigt.

Umstände deutscher Moderni-
sierung: Urbanisierung und
Politisierung
Ausdruck grundlegenden Wandels sind
Verstädterung, große Industriebetriebe
sowie der dramatische Bedeutungsverlust
der Landwirtschaft. Die größten Verän-
derungen ereignen sich im produktiven
Sektor, gravierende Verschiebungen im
tertiären Bereich. Neue gesellschaftliche
Gegensätze bilden sich heraus. Man
sieht darin den Ausdruck der Klassenge-
sellschaft. Neue Schichten entstehen,
prägen die politischen Auseinanderset-
zungen und verändern das Wesen der
Politik. Aus dem stummen Untertanen
wird der Bürger, aus der Untertanenge-
sellschaft die politische Beteiligungsge-
sellschaft. Ihr Kennzeichen war die zu-
nehmende politische Aktivierung und
Politisierung, die sich am Ende des Jahr-
hunderts in hoher Wahlbeteiligung aus-
drückt. Auch die Staatsverwaltung änder-
te sich als Ergebnis direkter politischer
Einflussnahme durch Wahlen. Die für die
deutsche Geschichte charakteristische
Trennung von Staat und Gesellschaft
wird allmählich durch die Verschränkung
von wirtschaftlichen, kulturellen, politi-
schen und konfessionellen Lebensberei-
chen aufgehoben. Vermittelnde Institu-
tionen werden Parteien, Verbände, Kam-
mern, Vereine und die Presse. Sie spie-
geln politische Vielfalt, werden aber auch
zu wichtigen Trägern der staatlichen Wil-
lensbildung. Aus Regionen und Ländern
wird allmählich ein einheitlicher Staat,
das Deutsche Reich. Die Regierung ver-
sucht, die Gesellschaft zu beeinflussen

und zu formen. Die Verfolgung von Ka-
tholiken (Kulturkampf), die Schwächung
des Liberalismus und die Verfolgung von
Sozialdemokraten in der zweiten Hälfte
des 19. Jahrhunderts unter Bismarck sind
Ausdruck dieser Bestrebungen, diskredi-
tieren aber letztlich den Staat.

Nationalgefühl in „Preußen-
Deutschland“
Die Entstehung eines deutschen Natio-
nalbewusstseins spiegelt vielfältige Fak-
toren und Erfahrungen. Zum einen ist
die gemeinsame Ablehnung der Herr-
schaft Napoleons wichtig. Sie wird be-
gleitet von der Ausbildung einer deut-
schen Nationalkultur, die in dem Werk
von Goethe und Schiller, später auch
Wagners gipfelt. Die Erfahrung der Be-
freiungszeit verstärkt das Zusammenge-
hörigkeitsgefühl. Es erhielt in der Revo-
lution von 1848 einen neuen Schub.

Nach dem Scheitern dieser Revolution
verlagert sich die Kraft zur Reichsbil-
dung auf Preußen. Dem größten deut-
schen Einzelstaat schrieb man einen
„deutschen Beruf“ zu: Preußen wird zur
politischen Vormacht, als deren Kenn-
zeichen man das Militär sieht. Keimzelle
des Deutschen Reiches wird allerdings
der Norddeutsche Bund. Zum entschei-
denden Anstoß für die Reichseinigung
wird dann der deutsch-französische
Krieg.

Revolution von oben
So scheint sich in der deutschen Ge-
schichte ein ganz spezifischer Revoluti-
onstyp zu verkörpern: „Die Revolution
von oben“. Wer Träger dieser national-
staatlichen Revolutionierung war, blieb
umstritten. Die Anhänger des Kaiserge-
dankens sahen im Monarchen die stärk-
ste Kraft und orientierten sich am „Cae-

sarismus“. Andere schrieben dem Kanz-
ler diese Rolle zu; man spricht deshalb
auch vom „plebiszitären Bonapartismus“.
Letztlich aber setzte sich der Reichstag
als stärkste Kraft durch. Deshalb wird in
der „Parlamentarisierung“ des deutschen
„Konstitutionalismus“ und schließlich in
dessen Demokratisierung ein Grundzug
der Epoche gesehen. Diese Veränderun-
gen verliefen nicht ohne Konflikte, die
man geradezu als Ausdruck eines Kurses
der „inneren Feindschafterklärungen“
gedeutet hat, der sich gegen immer neue
„innere Reichsfeinde“ richtete: die auf
die Parlamentarisierung drängenden li-
beralen „Fortschrittler“, die katholi-
schen „Ultramontanen“ der Zentrums-
partei, die „vaterlandslose“ Sozialdemo-
kratie und schließlich die Juden. Auf der
einen Seite standen der Staat und seine
Vertreter, auf der anderen Seite die Viel-
falt gesellschaftlicher Kräfte, die durch

� Schulatlas von 1857
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Konfrontationen und Koalitionen diszi-
pliniert, gezähmt und integriert werden
sollten. Durch die Demokratisierung
fühlten sich manche Vertreter der staat-
lichen Gewalt herausgefordert und woll-
ten durch einen Staatsstreich die Gefah-
ren abwenden, die sie traumatisch an die
Revolution von 1848 und die europäi-
schen Revolutionen und Aufstände in
anderen Staaten erinnerten. Deshalb
verteidigten sie das Dreiklassenwahl-
recht in den meisten deutschen Einzel-
staaten und Gemeinden. Durch die
Wahlrechtsauseinandersetzungen wur-
den wiederum die Politisierung und Po-
larisierung der deutschen Gesellschaft
vorangetrieben.

Wachsende Interessen-
gegensätze
Dennoch ist die innere Konsolidierung
Deutschlands nach 1871 nicht zu be-
streiten. Unsicherheit ging von der Au-
ßenpolitik aus. Bismarck hatte mit dem
Sieg über Frankreich Elsaß-Lothringen
zum deutschen „Reichsland“ gemacht
und so den Grund für die Erneuerung der
deutsch-französischen „Erbfeindschaft“
gelegt. Die Beteiligung Deutschlands an
der Aufteilung der Welt und die Schaf-
fung von Kolonien ließen das Misstrauen
von Großbritannien wachsen. Bismarck
setzte auf Österreich und das Osmani-
sche Reich als Verbündete und verstärk-
te so den Gegensatz zum Russischen

Reich, das wiederum die Nähe zu Frank-
reich und England suchte. Deutschland
betrachtete Südosteuropa als sein Inter-
essengebiet, deshalb konnte kein System
gegenseitiger Sicherheit in Mitteleuropa
entstehen. Europa „schlitterte“ 1914
nicht in den Krieg, sondern die europäi-
schen Staaten erblickten in ihm eine
Chance zur Verschiebung der Kräfte.

Bismarcks Rücktritt 1890 eröffnete
dem jungen deutschen Kaiser Wilhelm
II. die Möglichkeit, stärker auf die
Wahrnehmung einer weltpolitischen
Rolle des Deutschen Reiches zu dringen.
Zunächst sicherte Deutschland seine
Stellung in Europa, etwa indem es Hel-
goland gegen Sansibar eintauschte.

Schon unter Bismarck hatte Deutsch-
land Kolonien erworben. Allerdings war
das Verlangen nach „einem Platz an der
Sonne“ nicht gestillt worden; deshalb galt
Deutschland auch in Nordafrika und Pa-
lästina als Unruhefaktor. Der deutsche
Griff nach der Weltmacht sollte aber vor
allem die europäische Stellung des Rei-
ches verbessern. So berührten die deut-
schen Interessen die der anderen europäi-
schen Großmächte beträchtlich. Beson-
ders seit der Jahrhundertwende nahmen
Kriegsgefahren zu. Deutschland moderni-
sierte das Heer und baute eine Hochsee-
flotte auf. So fühlten sich Großbritannien
und Frankreich bedroht. Der Weltkrieg
beendete das „europäische Zeitalter“.�
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